
Art. 83 Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe

10 3. Abberufung. Die Verfassung enthält keine Bestimmung darüber, daß die Mitglieder
der Räte und der Kommissionen von den Volksvertretungen ihre Stufe abberufen werden 
können. Indessen ergibt sich aus der grundsätzlichen Stellung der Räte als vollziehende 
und verfügende Organe und daraus, daß sie den Volksvertretungen ihrer Stufe verantwort­
lich sind (s. Rz. 26—29 zu Art. 83), daß eine Abberufung möglich ist.

III. Die örtlichen Räte

11 1. Stellung. Art. 83 Abs. 2 Satz 1 legt die Stellung der örtlichen Räte zweifach fest. Sie 
haben auf die Tätigkeit der örtlichen Volksvertretungen einzuwirken und sind die vollzie- 
hend-verfügenden Organe in ihrem Territorium. »Die rechtliche Stellung der örtlichen 
Räte ist Ausdruck der spezifischen Funktion der Räte im Staatsaufbau der DDR: Sie sind 
ein wichtiges Instrument zur Gewährleistung der Einheit und Geschlossenheit von Ver­
tretungssystem und Staatsapparat« (Wilhelm Hafemann/Dieter Hösel, Zur Verantwor­
tung der örtlichen Räte . . ., S. 805). »Die im GöV fixierten Aufgaben, Rechte und Pflich­
ten der örtlichen Räte entsprechen dieser spezifischen Funktion. Sie umfassen im Grunde 
genommen zwei Komplexe, die jedoch eine Einheit bilden und sich wechselseitig bedin­
gen. Erstens haben die örtlichen Räte umfangreiche Aufgaben, Rechte und Pflichten bei 
der Entfaltung der Tätigkeit der Volksvertretungen als arbeitende Körperschaften wahrzu­
nehmen. Zweitens erfüllen sie umfangreiche Aufgaben als vollziehend-verfügende Orga­
ne« (Wilhelm Hafemann/Dieter Hösel, a.a.O.). Die beiden eine Einheit bildenden Kom­
plexe führen zu einer Dominanz der örtlichen Räte gegenüber ihren Volksvertretungen. 
Das ergibt sich aus den Aufgaben, die die örtlichen Räte in bezug auf die Tätigkeit der 
Volksvertretungen zu erfüllen haben:

a) Die Tagungen der örtlichen Volksvertretungen sind von den Räten gründlich vorzubereiten (§ 8 
Abs. 4 Satz 2 GöV).

b) Die Beschlüsse der örtlichen Volksvertretungen sind durch die Räte gründlich vorzubereiten 
(§ 5 Abs. 3 Satz 1 GöV).

c) Die Tagungen der örtlichen Volksvertretungen werden von den Räten einberufen (§ 6 Abs. 2 
Satz 1 GöV).

d) Ständiges Mitglied der Tagungsleitung ist der Vorsitzende des Rates bzw. der Oberbürgermei­
ster oder Bürgermeister (§ 6 Abs. 3 Satz 3 GöV).

12 Demgegenüber ist die Stellung der örtlichen Volksvertretungen, ihrer Kommissionen 
und Abgeordneten nur schwach. Die Räte haben weitreichende Kompetenzen (s. 
Rz. 17-22 zu Art. 83), so daß sie insoweit auf eine Zustimmung der Volksvertretungen 
nicht angewiesen sind. Im übrigen sollen sie zwar bei der Vorbereitung der Tagungen und 
der Beschlüsse der örtlichen Volksvertretungen mit den Kommissionen »Zusammenwir­
ken« (§§ 8 Abs. 4 Satz 2, 5 Abs. 3 Satz 1 GöV). Bindende Beschlüsse dürfen die Kommis­
sionen aber nicht fassen (s. Rz. 82 zu Art. 83), so daß sie allenfalls konsultativ tätig wer­
den können. Empirische Untersuchungen, die in der Zeitschrift »Staat und Recht« veröf­
fentlicht wurden (Wilhelm Hafemann/Dieter Hösel, Zur Verantwortung der örtlichen 
Räte . .., S. 808/809), ergaben, daß insgesamt die in den Bestimmungen des GöV liegen­
den Möglichkeiten für die Erhöhung der Wirksamkeit der Kommissionen »noch« nicht
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